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SP-Mitte-DealzumAHV-Ausbau
Die Finanzierung der 13. AHV-Rente geht in die kritische Phase: Der Plan von Mitte-links hat die Nase vorn.

AnnaWanner

Die 13. AHV-Rente wird im De-
zember 2026 erstmals ausbe-
zahlt. Das hat das Parlament un-
längst entschieden. Unklar ist,
wer die vier bis fünf Milliarden
Franken zahlt, die dafür benö-
tigt werden. Der Vorschlag des
Bundesrats, die Mehrwertsteuer
um 0,7 Prozentpunkte zu erhö-
hen, fand bisher wenig Unter-
stützung. Alternative Modelle
wie höhere Lohnbeiträge oder
eine Finanztransaktionssteuer
erweisen sich als unpopulär oder
unrealistisch.

Jetzt zeichnet sich eine Mit-
te-links-Allianz für einen Vor-
schlag ab: Die Ständeräte Pierre-
Yves Maillard (SP/VD) und
Erich Ettlin (Mitte/OW) haben
einen gemeinsamen Weg gefun-
den. Bedingung dafür ist nicht
nur die Finanzierung der 13.
AHV-Rente. Im Gleichschritt
soll auch die Mitte-Forderung
nach «fairen Renten für Ehepaa-
re» finanziert werden.

Die Mitte-Partei will seit Jah-
ren den Ehepaarplafond ab-
schaffen. Dieser gewährt verhei-
rateten Paaren heute maximal
150 Prozent der AHV-Rente,
während unverheiratete Paare
auf 200 Prozent Rente kommen
können.

Per Initiative soll die Un-
gleichbehandlung ausgeräumt
werden. Sie liegt nun beim Par-
lament. Mit dem Finanzierungs-
plan taktiert die Mitte, indem sie
erste Fakten schafft und den
Weg für einen Gegenvorschlag
ebnet. Ob der Ehepaarplafond
überhaupt abgeschafft wird, ist
nämlich nicht entschieden.

Dafür macht die Mitte Kon-
zessionen gegenüber SP und
Gewerkschaften: Sie will nun
die Finanzierung der 13. Rente
schnell klären. Und dafür nicht
nur bei der Mehrwertsteuer
schrauben, sondern auch die
Lohnbeiträge aufstocken. Hin-
zu kommt nun der Rentenaus-
bau für Ehepaare, der ebenfalls
ein stolzes Preisschild trägt.
Der Bundesrat rechnet mit rund
3,7 Milliarden Franken für die

Gleichbehandlung aller Rent-
nerinnen und Rentner.

EtappenweiserAufbauder
Finanzierung
Zwei Sitzungen hat die stände-
rätliche Sozialkommission be-
reits für die Finanzierungsfrage
aufgewendet, die nächste folgt
Anfang April. Und anstatt der
ursprünglich vier bis fünf Mil-
liarden Franken für die 13. AHV-
Rente müssen jetzt also rund
acht Milliarden Franken aufge-
trieben werden. Auf dem Tisch
der ständerätlichen Sozialkom-
mission liegt ein neues konkre-
tes Modell, das Ständerat Erich
Ettlin zur Finanzierung der bei-
den Projekte hat erstellen las-
sen. Es besteht aus vier Punkten:

— Erhöhung der Mehrwert-
steuerum0,5Prozentpunkte
ab 2027 auf 8,6 Prozent. Der
Bundesrat hat die Option, die
Mehrwertsteuer ab 2030 um

weitere 0,5 Prozentpunkte zu er-
höhen.

— ErhöhungderLohnbeiträ-
ge um 0,4 Prozentpunkte ab
2027 auf 9,1 Prozent. Hier spielt
ebenfalls eine Option, die Lohn-
beiträge ab 2030 um weitere 0,4
Prozentpunkte zu erhöhen.

— Der Bundesbeitrag bleibt
bei20,2Prozentder AHV-Aus-
gaben.DerBundesratwolltedie-
sen aufgrund der klammen Fi-
nanzen auf 19,5 Prozent senken.

— Die zusätzlichen Steuer-
einnahmen, welche die Kanto-
ne über die Auszahlung der 13.
AHV-Rente einnehmen, sollen
sie an die AHV zurückführen.

Ob der Vorschlag in exakt dieser
Form durchkommt, ist nicht
sicher. Die Kommission kann
ihn noch ändern. Damit wird
aber stets auch ein Bruch der

Allianz riskiert. Die Zeichen für
Erfolg stehen aktuell gut: In der
SP ist der Vorschlag abgesichert.
Ende Januar publizierte die NZZ
den «Maillard-Plan», benannt
nach SP-Ständerat Pierre-Yves
Maillard. Dieser ist fast iden-
tisch mit dem neuen Vorschlag,
weicht hauptsächlich in einem
Punkt ab: dass die Erhöhung der
Mehrwertsteuer und der Lohn-
beiträge gestaffelt erfolgen soll.

Zusammen mit der SP ver-
fügt die Mitte über Mehrheiten
sowohl in der Sozialkommission
wie auch im Ständerat. Die Vor-
lage könnte also in der Junises-
sion eine erste wichtige Hürde
nehmen.

Bundesrat arbeitetparallel
anneuerAHV-Reform
Die Staffelung ist ausgeklügelt.
Der Bundesrat würde die Mög-
lichkeit erhalten, 2030 die
Mehrwertsteuer abermals zu er-
höhen. Der dafür notwendige

Volksentscheid kann durch den
Passus umgangen werden.

Das ermöglicht es auch, die
Finanzierung der Altersrenten
ab 2030 parallel zu verhandeln.
Der Bundesrat arbeitet längst an
der nächsten AHV-Reform, wel-
che die starke Alterung der Be-
völkerung und den steigenden
Rentenbedarf auffangen soll.
Die zuständige Sozialministerin
Elisabeth Baume-Schneider
führt runde Tische mit den ver-
schiedenen politischen Akteu-
ren durch. Ziel ist es, erste Eck-
werte der Reform im zweiten
Quartal 2025 vorzustellen.

Ob das Kalkül aufgeht? Alt-
bekannte Massnahmen werden
auch in der neuen Reform wie-
der aufgewärmt werden. So
zeichnet sich ab, dass die Bevöl-
kerung über Lohnbeiträge und
Mehrwertsteuer weit mehr wird
zahlen müssen als die jährlich
88 Milliarden Franken, die für
den Rentenausbau nötig sind.

Geschubst,getretenundbeschimpft
Antisemitismus: Neuer Westschweizer Bericht zeigt Erschreckendes. Schulen werden zu «Brutstätten des Hasses».

Christoph Bernet

Die Judenfeindlichkeit in der
Romandie hat im Jahr 2024
stark zugenommen. Im Ver-
gleich zu 2023 ist die Anzahl
antisemitischer Vorfälle im letz-
ten Jahr gemäss einem am Frei-
tag publizierten Bericht um
89,52 Prozent auf 1789 Vorfälle
gestiegen. Gegenüber dem Be-
richtsjahr 2022 beträgt die Zu-
nahme über 218 Prozent.

Das sei ein «alarmierender
Befund», schreibt das Koordina-
tionszentrum gegen Antisemi-
tismus und Diskriminierung der
jüdischen Gemeinden der Ro-
mandie (Cicad), welches den
Bericht verfasst hat. Die Zahlen
zeigten eine erschreckende Rea-
lität: «Antisemitismus ist kein

Randphänomen mehr, sondern
durchdringt heute unsere Schu-
len, Strassen und Online-Platt-
formen.» Der 2024 gemessene
Anstieg sei «beispiellos».

VontätlichenAngriffen
bisHassrede imNetz
30 der registrierten Vorfälle be-
trachtet das Cicad als «schwer-
wiegend». Unter diese Katego-
rie fallen tätliche Angriffe, Be-
lästigungen und Beleidigungen
oder gezielte Drohungen sowie
Brandstiftung oder Beschädi-
gungen jüdischer Institutionen.
79 Vorfälle werden als «ernst-
haft» kategorisiert, darunter
Drohbriefe oder Schmierereien.
1680 Vorfälle werden als «be-
sorgniserregend» betrachtet, so
etwa nicht zielgerichtete antise-

mitische Äusserungen im Inter-
net.

Einigedergravierendsten
Vorfälledes Jahres2024:
 In Genf wurde eine zehnjähri-
ge jüdische Schülerin von drei
Mitschülern ins Gesicht geschla-
gen, an den Haaren gezogen und
in die Beine getreten. Ihre Mit-
schüler filmten die Szene und
schrien ihr dabei zu: «Es gibt
keinen Platz für Juden in der
Welt!»
 In einem Supermarkt in Lau-
sanne wurde ein Mann angegrif-
fen, der eine Kippa trug. Er wur-
de geschubst und geschlagen,
und der Angreifer rief ihm zu:
«Die Terroristen, das seid ihr!»
 Bei einem Einbruch in das Büro
eines jüdischen Anwalts spray-

ten die Täter folgenden Satz an
die Wand: «Die Welt wird von
Zionisten gereinigt werden.»

Mit Sorge beobachtet das
Koordinationszentrum die Ent-
wicklungen an Schulen, die sich
zu neuen «Brutstätten des Has-
ses» entwickelten. Auf Schulhö-
fen sei vermehrt der Hitlergruss
gezeigt sowie jüdische Schulkin-
der beleidigt und tätlich ange-
griffen worden. Einzelne Lehr-
personen hätten die Juden im
Unterricht mit Nazis verglichen.

«Nicht längerdieAugen
verschliessen»
Als Reaktion auf den zunehmen-
den Antisemitismus fordert das
Cicad, die Urheber antisemiti-
scher Vorfälle konsequent zu
verfolgen und mit aller Härte zu

bestrafen. Ausserdem müsse in
der Bildung stärker für die The-
matik sensibilisiert werden und
die Verbreitung von Antisemitis-
mus in sozialen Medien unter-
bunden werden. «Die Schweiz
darf nicht länger die Augen ver-
schliessen», schreibt das Koor-
dinationszentrum. Antisemitis-
mus dürfe niemals zu einer tole-
rierten Norm werden.

Die Zahlen aus der West-
schweiz bestätigen die Tenden-
zen aus dem letzte Woche publi-
zierten Antisemitismusbericht
2024 für die deutsch-, italie-
nisch und romanischsprachige
Schweiz. Dieser registrierte 221
antisemitische Vorfälle in der
realen Welt (plus 42,5 Prozent
gegenüber 2023) sowie 1596
Online-Vorfälle.

Seniorenzieht’s
nachThailand
Auswanderer Die Zahl der
Schweizerinnen und Schweizer,
die im Ausland leben, wächst.
Knapp 830’000 Ausland-
schweizer hatte der Bund Ende
letzten Jahres registriert. Das
sind 1,6 Prozent mehr als im
Vorjahr. Am meisten zugelegt
hat die Schweizer Expat-Ge-
meinde in Asien (3,3 Prozent),
während sie in Lateinamerika
und der Karibik ganz leicht ge-
schrumpft ist. Zu Asien gehört
auch Israel, wo die grösste
Schweizer Diaspora auf diesem
Kontinent lebt – darunter beson-
ders viele Kinder. Bei den über
65-Jährigen ist derweil Thailand
mit Abstand das beliebteste
Auswandererziel, gefolgt von
Portugal und Südafrika. Knapp
zwei Drittel der Auslandschwei-
zer leben aber in Europa. Rund
jede und jeder Vierte wohnt in
Frankreich, auf der Rangliste
der beliebtesten Länder folgen
Deutschland und die USA. Es
gibt aber auch Staaten, wo man
mit dem Schweizer Pass zu den
absoluten Exoten gehört: In Eri-
trea leben laut Statistik des Bun-
des beispielsweise gerade ein-
mal sechs Schweizerinnen und
Schweizer. Auf den Inselstaaten
Palau und Mikronesien im Pazi-
fik findet sich sogar nur je eine
einzige Person mit rotem Pass.
Drei Viertel der Ausgewander-
ten besitzen noch mindestens
eine weitere Staatsbürgerschaft
als jene der Schweiz. (lha)

Geflüchtete sollen
andieUni
Bildung Ein Schnupperstu-
dium, Sprachkurse oder eine
Anlaufstelle speziell für Ge-
flüchtete: Mit verschiedenen
Massnahmen versuchen Hoch-
schulen, Flüchtlingen, die das
Potenzial dazu haben, den Zu-
gang zu einem Studium zu er-
leichtern. Der Bund unterstützt
dieses Ziel. 1,5 Millionen Fran-
ken hat das Staatssekretariat für
Migration (SEM) nun für ein Pi-
lotprogramm, das bis 2028 läuft,
gesprochen. In diesem Rahmen
werden mehrere Projekte ver-
schiedener Hochschulen unter-
stützt, die bereits in Gang sind.
Damit wolle man dem Fachkräf-
temangel entgegenwirken, teilt
das Staatssekretariat mit. (lha)

Auch Rentnerinnen und Rentner werden sich an der Finanzierung des AHV-Ausbaus beteiligen müssen. Bild: Christof Schürpf/Keystone

Serafe-Gebühren:
RügeanKantone
Aufsicht Ein Adresschaos bei
der Radio- und TV-Gebühren-
Eintreiberin Serafe hat 2019 für
Schlagzeilen gesorgt. Sechs Jah-
re später läuft noch immer nicht
alles optimal. Das hält die Ge-
schäftsprüfungskommission des
Ständerats fest, die eine Über-
prüfung durchgeführt hat. Zwar
habe sich insbesondere in Sa-
chen Digitalisierung einiges ver-
bessert. Weniger als ein Prozent
der versandten Rechnungen sei-
en fehlerhaft. Einige Kantone
würden die Adressdaten aber
nach wie vor nicht automatisiert
und teilweise zu spät an die Se-
rafe übermitteln. Der Bund will
mit den betroffenen Kantonen
Lösungen suchen. (lha)


